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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Milz, Vehar, Dr. Jobst, Straßmeir, Dreyer, 
Sick, Dr. Freiherr Spies von Büliesheim und Genossen 
- Drucksache 7/3560 - 

betr. Zugang zum Beruf des Zollspediteurs 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 7. Mai 
1975 - III B 1 - Z 1000 - 93/75 II - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese ungleiche Rechts- 
situation, vor allem an der deutsch-belgischen und an der 
deutsch-französischen Grenze, zu fühlbaren Nachteilen für die 
deutschen Zollspediteure führt? 

2. Ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, daß die Wett- 
bewerbsnachteile dadurch verschärft werden, daß die ausländi- 
schen Verzoller in der Regel weder eine Gewerbeerlaubnis noch 
einen Sitz im Inland haben und daher für ihre Tätigkeit keine 
inländischen Steuern entrichten? 

In der Bundesrepublik Deutschland dürfen Speditionsunterneh- 
men, gleichgültig, ob sie einen Sitz oder eine Niederlassung im 
Inland haben, geschäftsmäßig Hilfe in Eingangsabgabensachen 
leisten (§ 107 a Abs. 3 Nr. 3 der Abgabenordnung), insbeson- 
dere Zollanträge in fremdem Namen oder für fremde Rechnung 
stellen. Im Gegensatz dazu setzt die Tätigkeit des Zollspedi- 
teurs (Zollagent, Zollkommissionär) in einigen Ländern der 
Europäischen Gemeinschaften eine besondere Zulassung voraus, 
die von Ausländern unter Umständen nicht ohne weiteres zu 
erreichen ist. In diesem Sinne trifft es zu, daß deutsche Zoll- 
spediteure gegenüber den hier geschäftsmäßig tätigen auslän- 
dischen Speditionen (Deklarationsfirmen) benachteiligt sind. 
Dies gilt jedoch nicht in steuerlicher Hinsicht. Umsatzsteuerlich 
werden ausländische und inländische Spediteure gleich behan- 
delt. Ausländische Speditionsunternehmen mit deutscher Be- 
triebsstätte - insbesondere Zweigniederlassung - sind hier ge- 
werberechtlich anzumelden und werden dadurch auch steuerlich 
erfaßt, andere ausländische Speditionsunternehmen unterliegen 
bei den direkten Steuern der Besteuerung durch den Sitzstaat. 
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3. Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, diese Wettbewerbs- 
verzerrungen wenigstens insoweit auszuräumen, daß den deut- 
schen Zollspediteuren in allen EG-Ländern die gleichen Erleich- 
terungen gewährt werden, wie sie den ausländischen Antrag- 
stellern durch das Deutsche Zollgesetz geboten werden? 

Die Bundesregierung hat sich bei den zur Zeit laufenden Erörte- 
rungen über die Harmonisierung der Vorschriften über die 
Zollabfertigung zum freien Verkehr für eine EWG-Regelung 
eingesetzt, die es den an der Verzollung beteiligten Personen 
ermöglicht, sich durch jedermann vertreten zu lassen. Durch 
eine solche Regelung, wie sie die Bundesregierung weiterhin 
anstrebt, würden deutsche Zollspediteure in der EWG so ge- 
stellt wie hier im Verzollungsgeschäft tätige ausländische Spe- 
diteure. 

Im übrigen bemüht sich die Bundesregierung darum, daß die 
Tätigkeit der Zollagenten in die Harmonisierung der Vorschrif- 
ten über den freien Dienstleistungsverkehr bestimmter Hilfs- 
gewerbetreibender des Verkehrs einbezogen wird. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, sofern sich die unter 3. erwähn- 
te Möglichkeit nicht realisieren läßt, die Tätigkeit ausländischer 
Zollantragsteller wenigstens davon abhängig zu machen, daß sie 
über einen Sitz in der Bundesrepublik Deutschland und eine 
deutsche Gewerbeerlaubnis verfügen? 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, die Tätigkeit 
von Zollspediteuren mit Sitz oder Niederlassung in anderen 
EWG-Ländern von einer Gewerbeerlaubnis oder der Errichtung 
einer Zweigniederlassung im Inland abhängig zu machen. Der- 
artige Maßnahmen würden Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs innerhalb der Gemeinschaft darstellen und 
mit dem EWG-Vertrag (Artikel 59; Artikel 60 Abs. 3; Artikel 62) 
unvereinbar sein. In diesem Zusammenhang wird auf das Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs vom 3. Dezember 1974 in der 
Rechtssache 33/74 hingewiesen. 
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